
Der Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin hat die Kassation 
dieses Urteils wegen Gesetzesverletzung beantragt. Der Kas­
sationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Versäumnisurteil des Stadtbezirksarbeitsgerichts 

verletzt das Gesetz in den Bestimmungen der §§ 331 
Abs. 2, 325 ZPO, 272 Abs. 2 StPO.

Wie das Kammergericht von Groß-Berlin und das 
Oberste Gericht der Deutschen Demokratischen Repu­
blik schon mehrfach ausgeführt haben u. a. in NJ 1954
S. 179 und 577), erfordert die beim Erlaß eines Ver­
säumnisurteils gegen den nicht erschienenen Verklag­
ten nach § 331 Abs. 2 ZPO vorzunehmende Prüfung der 
Schlüssigkeit der Klage vom Gericht eine besondere 
Sorgfalt. Das Stadtbezirksarbeitsgericht hat jedoch im 
vorliegenden Falle verkannt, daß das tatsächliche Vor­
bringen der Klägerin, auch wenn es nach § 331 Abs. 1 
ZPO als zugestanden anzusehen war, nicht ausreichte, 
um den Klagantrag zu rechtfertigen.

Die Klägerin hat von dem ihr nach § 268 StPO zu­
stehenden Recht des zivilrechtlichen Anschlußverfah­
rens Gebrauch und in dem vorangegangenen Strafver­
fahren den Schadensersatzanspruch geltend gemacht. 
Über diesen Anspruch ist im Strafverfahren sowohl 
dem Grunde als auch der Höhe nach entschieden wor­
den. Dabei wurde festgestellt, daß die Verklagte nicht 
für den gesamten Fehlbetrag haftbar gemacht werden 
kann, da Fehlbeträge in den bezeichneten Verkaufs­
stellen sowohl vor dem Eintritt der Verklagten als auch 
nach ihrem Ausscheiden entstanden sind und daß sie 
nur für den gemeinsamen Diebstahl von insgesamt 
200 DM verantwortlich ist. Damit war über den von 
der Klägerin in der Hauptverhandlung vom 2. August 
1954 in Höhe von je 1000 DM beantragten Schadens­
ersatzanspruch endgültig entschieden und der Mehr­
anspruch abgelehnt worden, wenn dies auch im Tenor 
des Strafurteils nicht mit der erforderlichen Klarheit 
zum Ausdruck gekommen ist.

Das Stadtbezirksarbeitsgericht ist sich über die 
Bedeutung des zivilrechtlichen Anschlußverfahrens 
offensichtlich nicht im klaren. Aus der zugleich 
mit der Anklageschrift eingereichten Abschrift des 
Strafurteils ergab sich, daß der geltend gemachte 
Anspruch im Zusammenhang mit einem Strafver­
fahren stand. Daraus entstand die Notwendigkeit, 
zu prüfen, ob der im Zivilprozeß geltend ge­
machte Anspruch mit der vor der Strafkammer erho­
benen Schadensersatzforderung identisch und darüber 
bereits entschieden war; denn einer Klage über den 
gleichen Anspruch stand § 325 ZPO entgegen, wonach 
das rechtskräftige Urteil für und gegen die Parteien 
wirkt und eine erneute Entscheidung über den gleichen 
Betrag und damit die Zulässigkeit eines erneuten Pro­
zesses ausschließt.

Vor dem Erlaß des Versäumnisurteils hätte das Stadt­
bezirksarbeitsgericht also prüfen müssen, ob die 
Schlüssigkeit der im Zivilverfahren anhängig gemach­
ten Klage dadurch gegeben war, daß es sich bei dem 
geltend gemachten Anspruch nicht um den gleichen 
handelte, über den schon im Strafverfahren entschie­
den wurde. Dazu hätte das Stadtbezirksarbeitsgericht 
die Strafakten anfordern müssen, aus denen sich ohne 
weiteres ergab, daß die Klage vor dem Stadtbezirks­
arbeitsgericht den gleichen Anspruch betraf, über den 
die Strafkammer bereits entschieden hatte. Wie aus 
den Ausführungen der Klageschrift zweifelsfrei her­
vorgeht, war die Klägerin lediglich mit der im Straf­
prozeß festgestellten Höhe des Schadensersatzes nicht 
einverstanden. Sie hat keine anderen als die bereits im 
Strafprozeß angeführten Tatsachen zur Begründung 
vorgetragen. Die Klägerin hätte daher durch eine Be­
schwerde nach § 272 Abs. 2 StPO, und zwar nur durch 
eine solche, zu dem von ihr erstrebten Erfolg kommen 
können, vorausgesetzt, daß die Beschwerde begründet 
war.

Das Stadtbezirksarbeitsgericht hat sich jedoch über 
seine Pflicht, den Schutz der Werktätigen zu gewähr­
leisten, hinweggesetzt, indem es ohne derartige Erwä­
gungen und Prüfungen das Versäumnisurteil erlassen 
hat. Es hat damit die schlechte Arbeitsweise der Klä­
gerin unterstützt, die ihren Schadensersatzanspruch 
sowohl im Strafverfahren als auch im Zivilprozeß stän­
dig nach oben oder nach unten abgeändert hat und die

Verklagte offenbar auch mit Fehlbeträgen belastet, 
deren Verursachung durch sie nicht nachgewiesen ist.

Da die Sache zur Endentscheidung reif war, weil das 
Stadtbezirksarbeitsgericht statt des ergangenen Ver­
säumnisurteils die Klage wegen Fehlens der Schlüssig­
keit hätte abweisen müssen, wurde das Versäumnis­
urteil aufgehoben und die Klage in entsprechender An­
wendung des § 565 Abs. 3 Ziff. 1 ZPO abgewiesen.

§ 9 EheVO.
Kann das Gericht im Scheidungsurteil die Personen­

sorge für die Kinder dem Referat Jugendhilfe/Heim- 
erziehung übertragen?

KrG Erfurt (Stadtbez. Mitte), Urt. vom 1. Februar 
1956 — 3 Em Ra 82/55.

Die Parteien haben im März 1950 die Ehe geschlossen; aus 
der Ehe sind vier Kinder hervorgegangen.

Der Kläger behauptet, die Verklagte habe durch ihr Ver­
halten die Ehe der Parteien zerrüttet. Sie sei wegen Diebstahls 
zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden; ferner habe sie 
den Haushalt und vor allem die Kinder so vernachlässigt, daß 
diese sogar einmal ins Krankenhaus gebracht werden mußten. 
Es fehle der Verklagten an jeglicher ehelicher Gesinnung. Der 
Kläger beantragt, die Ehe zu scheiden.

Die Verklagte stellt keinen Gegenantrag.

Aus den G r ü n d e n :
Die Ehe der Parteien mußte geschieden werden. In 

der Beweisaufnahme hat das Gericht festgestellt, daß 
beide Parteien eine ordentliche eheliche Gesinnung 
vermissen lassen.

So bekundete die Zeugin G., daß die Verklagte den 
Kläger im Frühjahr 1954 für einige Wochen und vom 
Dezember 1954 bis Februar 1955 für zwei Monate ver­
lassen habe. Im Dezember 1954 seien die ehelichen 
Kinder infolge mangelhafter Pflege durch die Eltern 
so wund gewesen, daß sie ins Krankenhaus gebracht 
werden mußten. Die Zeugin sagte ferner aus, daß die 
Parteien des öfteren ausgegangen sind und dann be­
trunken nach Hause kamen; in dieser Zeit waren die 
Kinder sich selbst überlassen.

(Das Urteil gibt im folgenden die Aussagen weiterer 
Zeugen wieder, die bestätigen, daß der Kläger häufig 
sehr stark betrunken gewesen ist.)

Das Gericht gewann auf Grund der Beweisaufnahme 
die Überzeugung, daß die Ehe ihren Sinn für die Ehe­
leute, für die Kinder und für die Gesellschaft verloren 
hat. Beide Parteien haben gezeigt, daß sie keine gegen­
seitige Achtung voreinander haben und daß sie auch 
nicht fähig sind, hinreichend für die Kinder zu sorgen 
und sie zu ordentlichen Menschen zu erziehen.

Auf Grund der eingehenden Prüfung stellte das Ge­
richt fest, daß ernsthafte Gründe für eine Scheidung 
vorliegen. Es entspricht auch durchaus dem Wohl der 
minderjährigen Kinder, wenn die Ehe der Parteien 
geschieden und damit die ordnungsgemäße Erziehung 
der Kinder sichergestellt wird.

Obwohl der Kläger und auch die Verklagte beantragt 
hatten, ihnen die Personensorge für die minderjährigen 
Kinder zu übertragen, hat das Gericht die Personen­
sorge nach Anhörung des Referats Jugendhilfe/Heim- 
erziehung dem Rat des Kreises (Referat Jugendhilfe/ 
Heimerziehung) zugesprochen.

Das Referat Jugendhilfe/Heimerziehung hat die häus­
lichen Verhältnisse der Parteien eingehend überprüft 
und dabei festgestellt, daß die Kinder von den Eltern 
auf das gröblichste vernachlässigt werden. Der Kläger 
geht seiner Arbeit sehr unregelmäßig nach, vertrinkt 
den größten Teil seines Arbeitslohns und kommt der 
Unterhaltspflicht gegenüber seiner Familie nur unge­
nügend nach. Die Verklagte ist nach Auffassung des 
Referats Jugendhilfe/Heimerziehung sehr unwirtschaft­
lich und läßt Kinder und Haushalt im Dreck ver­
kommen.

Nach Meinung des Referats Jugendhilfe/Heimerzie­
hung sind die Eltern nicht in der Lage, die Kinder zu 
ordentlichen Menschen zu erziehen. Dieser Ansicht hat 
sich auch das Gericht voll und ganz angeschlossen, 
insbesondere auch auf Grund des persönlichen Ein­
drucks, den die Parteien während der Verhandlung auf 
das Gericht machten. Die Personensorge für die min­
derjährigen ehelichen Kinder mußte demzufolge dem 
Rat des Kreises (Referat Jugendhilfe/Heimerziehung) 
übertragen werden.
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